
 

Stefan Liebich 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Sehr geehrter Herr Staatssekretär, 
 
vor wenigen Tagen erreichte mich ein Schreiben von Mietern der 
Wohnungsbaugesellschaft GESOBAU aus meinem Wahlkreis Pankow. 
Bereits Anfang des Jahres haben sie sich zum Pankower MieterProtest 
zusammengefunden, um gemeinsam für eine sozialverträgliche 
Sanierung ihrer über Jahrzehnte vernachlässigten Wohnhäuser 
einzutreten. Laut einer ersten Modernisierungsankündigung der 
GESOBAU kurz vor Weihnachten 2012 sollte sich die Miete zum Teil 
mehr als verdoppeln.  
 
Den betroffenen Mieterinnen und Mietern gelang es, das Bezirksamt 
und den Vermieter an einen Tisch zu bringen. Im Ergebnis wurde ein 
sogenannter Pilotvertrag über eine sozial ausgewogene Erneuerung 
abgeschlossen wurde. Die Crux in der Vereinbarung bildet 
ausgerechnet das von Ihnen Herr Senator maßgeblich initiierte 
Mietenbündnis zwischen dem Senat und den kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften. Die GESOBAU beharrt darauf, nicht dem 
Geist sondern vor allem den Buchstaben des Papiers verpflichtet zu 
sein. Eine Nettokaltmiete von 8,54 €/m², wie sie nun zum Beispiel für 
das Haus Pestalozzistraße 4 aufgerufen werden soll, konterkariert 
jedoch jeglichen sozialen Anspruch den auch Sie einst für Ihr 
Mietenbündnis formuliert haben. 
 
Die Mitglieder des Pankower MieterProtests baten mich nun in dieser 
Sache um eine Intervention bei Ihnen, die auch deshalb eilig ist, weil 
das grundsätzlich von den Mietern begrüßte aufwändig verhandelte 
Pilotverfahren auf der Kippe steht.  
Konkret geht es um zwei Dinge: Die Nettokaltmiete nach Sanierung 
soll maximal durch die Obergrenze des Mietspiegels, besser durch den 
Mietspiegelmittelwert begrenzt werden. Die Mieterhöhungsregel in 
Ihrer Bündnisvereinbarung: "im Rahmen des Mietspiegels plus der 
durch die Modernisierung erzielten Betriebskosteneinsparung", sollte 
komplett gestrichen werden, denn ein Zuschlag ohnehin zunächst nur 
fiktiv eingesparter Energiekosten auf den Mietpreis ist nichts weiter 
als ein Mietpreistreiber. 
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Das Land Berlin sollte darum umgehend per Gesellschafteranweisung 
diese Korrektur am Mietenbündnis vollziehen, auch um den 
Pilotverfahren in Pankow eine Chance zu geben. 
 
 
mit freundlichen Grüßen 

 

 
Stefan  Liebich 


